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BUNDESARBEITSGERICHT

10 AZR 410/04
9 (7) Sa 154/03
Landesarbeitsgericht
Nürnberg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
12. Oktober 2005

URTEIL
Brüne, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 12. Oktober 2005 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Freitag, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Brühler und Creutzfeldt sowie die 

ehrenamtlichen Richter Staedtler und Schuster für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Nürnberg vom 26. Juli 2004 - 9 (7) Sa 154/03 - 
wird zurückgewiesen.
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2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Höhe einer dem Kläger für das Geschäftsjahr 1 

2001 zustehenden Erfolgsbeteiligung.

Der Kläger war als außertariflicher Angestellter bei der S AG beschäftigt. Für 2 

das Arbeitsverhältnis war eine Erfolgsbeteiligung nach Maßgabe der bei der S AG 

geltenden „Vertragsbestimmungen Mittlerer Führungskreis“ vom 1. Juli 1993 vereinbart 

worden. Dort heißt es ua.:

„3.2 Für die Erfolgsbeteiligung gelten folgende Bestimmungen:

3.2.1 Erfolgsbeteiligung erhalten alle Mitarbeiter, die während 
des Geschäftsjahres, für das die Erfolgsbeteiligung 
gezahlt wird, mitgearbeitet haben.

Mitarbeiter, die während des Geschäftsjahres eintreten 
oder vor Abschluß des Geschäftsjahres ausscheiden, er­
halten die Erfolgsbeteiligung anteilig.

3.2.2 Wenn durch längere Krankheit oder durch Dienstunter­
brechung u.ä. die Voraussetzungen für die Erfolgsbeteili­
gung nicht voll erfüllt werden, sind die jeweils gültigen 
besonderen Richtlinien maßgebend.

3.2.3 Die Höhe der Erfolgsbeteiligung richtet sich nach der Di­
vidende der S Aktiengesellschaft und nach einem 
Grundbetrag.

Der Grundbetrag wird individuell vereinbart.

Zur Errechnung der Erfolgsbeteiligung wird der individu­
elle Grundbetrag mit der Dividende, ausgedrückt in DM 
je Aktie im Nennwert von DM 50,-, vervielfacht.

Maßgebend ist zunächst die Dividende, die für das je­
weils vorhergegangene Geschäftsjahr ausgeschüttet 
wurde. Beschließt jedoch die Hauptversammlung für das 
Geschäftsjahr, für das die Erfolgsbeteiligung gezahlt 
wird, eine höhere oder eine niedrigere Dividende, so er­
höht oder vermindert sich die Erfolgsbeteiligung entspre­
chend.“
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Der individuelle Grundbetrag war mit 1.800,00 DM und eine weitere Zusatz- 3 

erfolgsbeteiligung mit einem Grundbetrag von 100,00 DM vereinbart worden.

Im Mai 1996 wurde bei der S AG ein Aktiensplit von 1 :10  vorgenommen und 4 

gleichzeitig der Nennbetrag pro Aktie auf 5,00 DM festgesetzt.

Der Geschäftsbereich „N“, in dem der Kläger tätig war, wurde mit Wirkung 5 

vom 1. Juli 2000 aus der S AG ausgegliedert und als S GmbH mit einer Beteiligung der 

S AG in Höhe von 34 % weitergeführt. Das Arbeitsverhältnis des Klägers ging im Wege 

des Betriebsübergangs auf die Beklagte über. Seit dem 1. Juli 2001 firmiert diese un­

ter ihrer jetzigen Bezeichnung.

Anlässlich der Währungsumstellung von DM auf Euro hatte die Hauptver- 6 

Sammlung der Siemens AG 1999 die Umstellung von Nennbetrags- auf Stückaktien 

beschlossen. Zur Glättung des im Wege der Währungsumstellung entstandenen unge­

raden rechnerischen Wertes von 2,55646 Euro pro Stückaktie erhöhte die S AG durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 22. Februar 2001 das Grundkapital durch Um­

wandlung eines Teilbetrages der Kapitalrücklage ohne Ausgabe neuer Aktien, so dass 

der rechnerische Wert einer Stückaktie nunmehr 3,00 Euro betrug. Gleichzeitig wurde 

eine weitere Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln um 50 Prozent be­

schlossen, bei der die Aktionäre für je zwei Aktien eine neue Gratisaktie erhalten soll­

ten. Für das Geschäftsjahr 2001 wurde durch die Hauptversammlung der S AG vom 

17. Januar 2002 eine Dividende von 1,00 Euro pro Aktie festgesetzt.

Für das Geschäftsjahr 2001 zahlte die Beklagte an den Kläger eine Erfolgs- 7 

beteiligung in Höhe von 15.338,86 Euro. Dem lag folgende Berechnung zu Grunde:

Grundbetrag 920,32 Euro x (1,00 Euro Dividende pro Aktie x Korrek­
turfaktor 10 für den Aktiensplit 1996 x Korrekturfaktor 1,95583 für die 
Euroumstellung x Korrekturfaktor 2,55646 : 3 für die Glättung des 
rechnerischen Werts der Stückaktien).

Auf die gleiche Weise errechnete und zahlte die Beklagte eine Zusatzerfolgs- 8 

beteiligung von 852,16 Euro.

Der Kläger hat die Ansicht vertreten, dass die Berechnung des „Glättungsfak- 9 

tors“ (x 2,55646 : 3) ihn zu Unrecht belastet hat. Dies ergebe sich aus § 216 Abs. 3 

AktG. Zudem hätte die Beklagte wegen der mit der Ausgabe von Gratisaktien verbun­

denen Verringerung der Dividende pro Aktie eine Anpassung der Erfolgsbeteiligung im 

Verhältnis 2 : 3 vornehmen müssen.
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Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 12.309,13 Euro brutto nebst Zin­
sen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszins­
satz seit dem 1. Februar 2002 zu zahlen.

Die Beklagte hat ihren Klageabweisungsantrag damit begründet, dass die Er­

höhung des Grundkapitals zur Glättung der Eurobeträge ohne Ausgabe neuer Aktien 

zu einer Erhöhung des rechnerischen Wertes der einzelnen Aktie geführt habe, die bei 

der Berechnung der dem Kläger zustehenden Erfolgsbeteiligung durch einen abwer­

tenden Korrekturfaktor in gleicher Höhe zu berücksichtigen sei. Die im Weiteren be­

schlossene Erhöhung des Grundkapitals mit Ausgabe der Gratisaktien wirke sich da­

gegen nicht auf die Höhe der Erfolgsbeteiligung aus, da gleichzeitig Grundkapital und 

Aktienstückzahl im selben Verhältnis erhöht worden seien. Bei dem Dividendenfaktor 

handele es sich um ein reines Abstraktum, das in kein Verhältnis zur Höhe des Grund­

kapitals zu setzen sei. Im Übrigen sei mit der Vereinbarung der Dividende als Bezugs­

punkt die mögliche Geltung des § 216 Abs. 3 AktG abbedungen worden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

der Klage stattgegeben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihr Ziel 

der Abweisung der Klage weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat der 

Klage zu Recht stattgegeben. Dem Kläger steht der geltend gemachte Anspruch zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat zusammengefasst angenommen, die Erhöhung

des Grundkapitals ohne Ausgabe neuer Aktien (Glättung) berechtige die Beklagte nicht 

zu einer anteiligen Kürzung der Erfolgsbeteiligung. Die Erhöhung des rechnerischen 

Wertes der Stückaktie verändere den Dividendenfaktor nicht, da sich die Erfolgsbeteili­

gung nicht am Grundkapital der Gesellschaft oder dem jeweiligen Nennwert der aus­

gegebenen Aktien orientiere. Dagegen habe der Kläger einen gegenüber dem von der 

Beklagten errechneten und gezahlten Betrag um 50 Prozent höheren Anspruch auf 

eine Erfolgsbeteiligung. Die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln mit 

Ausgabe einer Gratisaktie für je zwei Aktien führe zu der Notwendigkeit einer Anpas-
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sung der dividendenabhängigen Erfolgsbeteiligung gem. §216 Abs. 3 AktG. Der Klä­

ger solle wie ein Aktionär am Geschäftserfolg des Unternehmens partizipieren. Da die 

Kapitalerhöhung durch Gesellschaftsmittel und die entsprechende Ausgabe von einer 

Gratisaktie für je zwei Aktien sich auf die Höhe der Dividende pro Aktie im Verhältnis 

2 : 3 auswirke, sei die Erfolgsbeteiligung in entsprechender Weise um 50 Prozent zu 

erhöhen. § 216 Abs. 3 AktG sei auch nicht abbedungen worden; im Gegenteil habe die 

Rechtsvorgängerin der Beklagten durch die von ihr vorgenommenen Anpassungen 

einen entsprechenden Willen erkennen lassen.

II. Dem folgt der Senat im Ergebnis und weitgehend in der Begründung. Das 

Berufungsgericht hat die Berechnungsformel für die Erfolgsbeteiligung des Klägers zu 

Recht gern. § 216 Abs. 3 AktG angepasst und den dem Kläger zustehenden Anspruch 

zutreffend errechnet.

1. Die Revision ist nicht begründet, soweit sie sich gegen die Erhöhung der Er­

folgsbeteiligung um 50 Prozent wendet, die auf die Erhöhung des Grundkapitals aus 

Gesellschaftsmitteln der S AG unter gleichzeitiger Ausgabe von einer Gratisaktie pro 

zwei Aktien an die Aktionäre zurückzuführen ist. Denn das Landesarbeitsgericht hat zu 

Recht §216 Abs. 3 Satz 1 AktG auf die Erfolgsbeteiligungsvereinbarung angewandt. 

Das ergibt sich aus einer ergänzenden Auslegung der Vereinbarung.

a) Die zwischen den Parteien geschlossene Erfolgsbeteiligungsvereinbarung ist 

eine typische Vertragsklausel, weil sie für eine größere Anzahl von Verträgen, nämlich 

diejenigen des „Mittleren Führungskreises“ der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgänge­

rin maßgeblich ist. Ihre Geltung erlangt die auszulegende Vereinbarung zwar durch 

eine individualvertragliche Bezugnahme im Arbeitsvertrag der Parteien. Die streitigen 

Normen aber befinden sich in einem einheitlichen, für eine Vielzahl von Fällen verwen­

deten Regelwerk. Der Streit über die Auslegung hat als alleinigen Gegenstand die in 

Bezug genommene Regelung und keinen individuellen Bezug zu dem konkreten Ar­

beitsverhältnis des Klägers. Die Auslegung dieser Erfolgsbeteiligungsvereinbarung 

durch das Landesarbeitsgericht unterliegt daher der revisionsrechtlichen Überprüfung 

in vollem Umfang wie eine Rechtsnorm (st. Rspr., vgl. BAG 26. Juni 2002 - 6 AZR 

5 0 /0 0 1 9 .  Januar 2000 -5  AZR 637/98- BAGE 93, 212, 215; GK-ArbGG/Ascheid 

Stand September 2005 § 73 Rn. 41 f. mwN).

Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist, ohne am buchstäblichen Sinne 

des Ausdrucks zu haften, der wirkliche Wille zu erforschen. Die Auslegung hat ausge-
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hend vom Wortlaut, der nach dem Sprachgebrauch der jeweiligen Verkehrskreise unter 

Berücksichtigung von Treu und Glauben zu bewerten ist, sämtliche den Parteien er­

kennbaren Begleitumstände der Erklärung, soweit sie einen Schluss auf deren Sinnge­

halt zulassen, zu berücksichtigen (§§ 133, 157 BGB). Anhaltspunkte für das wirklich 

Gewollte können sich insbesondere aus der Entstehungsgeschichte, dem Zweck des 

Vertrages und der bei Vertragsschluss vorliegenden Interessenlage sowie aus weiteren 

Äußerungen der Parteien im Zusammenhang mit der Erklärung ergeben (st. Rspr., vgl.

BAG 31. Juli 2002 - 10 AZR 513/01 - BAGE 102, 103, 109 f.).

b) Sinn und Zweck einer Erfolgsbeteiligungsvereinbarung wie der hier streitigen 19

ist die wirtschaftliche Beteiligung des Arbeitnehmers am unternehmerischen Erfolg des 

Arbeitgebers. Ist die Erfolgsbeteiligung ursprünglich mit einem früheren Arbeitgeber 

vereinbart und auf eine Beteiligung an dessen wirtschaftlichem Erfolg orientiert, so än­

dert sich daran auch durch einen Betriebsübergang und den damit verbundenen Über­

gang des Arbeitsverhältnisses gern. § 613a Abs. 1 BGB nichts. Der Inhalt des Arbeits­

verhältnisses der Parteien wurde durch den Wechsel des Arbeitgebers insoweit nicht 

berührt. Auch die Beklagte selbst wendet gegen ihre Verpflichtung aus der Erfolgsbe­

teiligung in dieser Hinsicht nichts ein; streitig ist lediglich die Vornahme bzw. Nichtvor­

nahme zweier Anpassungsmaßnahmen bei der Berechnung der Erfolgsbeteiligung.

c) Als Erfolgsbeteiligung haben die Parteien eine jährliche Zahlung der Beklag- 20

ten an den Kläger vorgesehen und als Bezugsgröße für die Bemessung des zu zah­

lenden Betrages ein Produkt aus zwei Rechengrößen gewählt, zum einen den sog. 

„Grundbetrag“, der individuell vereinbart wird, zum andern einen Dividendenfaktor, der

im Vertrag als „Dividende, ausgedrückt in DM pro Aktie im Nennwert von DM 50,-“ be­

zeichnet ist. Dies entsprach der damaligen Struktur der Aktien der S AG.

Auf Grund zwischenzeitlich erfolgter Änderungen im Aktienrecht und - dem 21 

folgend - in der Aktienstruktur der S AG ist die unmittelbare wörtliche Anwendung der 

seinerzeit vereinbarten Rechenformel nicht mehr möglich. Die S AG hat 1996 eine Ak­

tienstückelung vorgenommen, die zu einem neuen Nennbetrag in Höhe von 5,00 DM 

führte. Anschließend erfolgte 1999 die Umstellung auf die neue Währungseinheit Euro, 

die zunächst nur rein rechnerisch vorgenommen wurde (5,00 DM = 2,55646 Euro), 

aber später durch eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln ohne Ausgabe neuer 

Aktien bei gleichzeitiger Umstellung von Nennbetragsaktien auf Stückaktien zu einem 

rechnerischen Wert von 3,00 Euro pro Aktie („Glättung“) ergänzt wurde. Es sind damit 

gegenüber der ursprünglichen Regelung alle drei seinerzeit ausdrücklich genannten
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Faktoren entfallen: die Art, die Höhe des Wertes und die Währung des Wertes der Ak­

tie. Die Parteien gehen deshalb übereinstimmend und zu Recht davon aus, dass die 

erfolgten Änderungen zu einer Anpassung der Rechenformel für die Erfolgsbeteiligung 

führen müssen.

d) Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass § 216 22

Abs. 3 AktG sowohl den Rechtsgrund als auch den Maßstab für die erforderliche An­

passung darstellt, hier anzuwenden und durch die Parteien nicht abbedungen ist.

aa) § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG passt den materiellen Inhalt von Verträgen, die zwi- 23

sehen der Aktiengesellschaft und Dritten geschlossen worden sind und die auf die Ge­

winnausschüttung der Gesellschaft, den Nennbetrag oder Wert ihrer Aktien oder ihres 

Grundkapitals oder sonstige Kapital- oder Gewinnverhältnisse Bezug nehmen, an die 

Verhältnisse an, die durch die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln 

entstanden sind.

Die Vorschrift ist auf die Erfolgsbeteiligungsvereinbarung der Parteien anzu- 24 

wenden, weil der wirtschaftliche Inhalt der Vereinbarung der Parteien von der Gewinn­

ausschüttung der Gesellschaft (soweit sie in Form einer Dividende erfolgt) und von der 

Anzahl der Aktien und damit sowohl vom Grundkapital als auch vom Nennbetrag oder 

Wert der Aktie abhängt; die dividendenabhängige Tantiemenvereinbarung ist ein 

Hauptanwendungsfall des §216 Abs. 3 Satz 1 AktG (vgl. Hirte in Großkomm. AktG 

4. Aufl. § 216 Rn. 64 ff.; Zöllner ZGR 1986, 288; Than WM 1991 Sonderbeilage S. 54,

59 f.; Koppensteiner ZHR Bd. 139 S. 191; auch Boesebeck DB 1960, 139 zur Vorläu­

ferregelung § 13 Abs. 3 Satz 1 Kapitalerhöhungsgesetz). In diesem Verhältnis ist der 

Kläger gegenüber der Gesellschaft als „Dritter“ iSv. § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG anzuse­

hen, da von der Anwendung dieser Vorschrift nur die sich aus den Mitgliedschafts­

rechten selbst ergebenden Beziehungen ausgeschlossen sein sollten (Hirte aaO § 216 

Rn. 59). Auch in diesem Zusammenhang ist unerheblich, dass der Betrieb auf die Be­

klagte übergegangen ist. Zwar erfasst §216 Abs. 3 Satz 1 AktG unmittelbar nur die 

Rechtsverhältnisse zwischen der Gesellschaft und Dritten; die S AG ist nicht der Ver­

tragspartner des Klägers. Da der Inhalt des Arbeitsvertrages aber auf das jetzige Ver­

tragsverhältnis der Parteien ohne Änderungen übergegangen ist und demgemäss auch 

der wirtschaftliche Inhalt dieser Vertragsbeziehung von einer Kapitalerhöhung aus Ge­

sellschaftsmitteln bei der S AG betroffen ist, muss der Inhalt der Anpassungsvorschrift 

des §216 Abs. 3 Satz 1 AktG durch entsprechende Auslegung der Vereinbarung 

(Geßler/Bungeroth AktG § 216 Rn. 73; Hüffer AktG 6. Aufl. § 216 Rn. 16; MünchHdb
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AG/Krieger § 59 Rn. 66; vgl. auch Hirte aaO §216 Rn. 86 und Lutter in Kölner Kom­

mentar zum AktG §216 Rn. 26, mit dem Beispiel der Bestimmung des Preises einer 

Ware nach dem Kurs einer Aktie, für die nicht der durch die Kapitalerhöhung aus Ge­

sellschaftsmitteln herabgesetzte Kurs maßgeblich sein könne) auch für das Arbeitsver­

hältnis der Parteien zu Grunde gelegt werden.

Es liegt auch eine Kapitalerhöhung vor. Da diese aus Eigenmitteln der Gesell- 25 

schaft erfolgt ist (§ 207 AktG), kommt es auf die Frage, ob § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG 

nur für diese Form der Kapitalerhöhung gilt oder auch für andere Formen der Kapital­

erhöhung anzuwenden ist (zu dieser Fragestellung vgl. Hirte aaO § 216 Rn. 63; ausf.

Köhler AG 1984, 197, 198 ff.), nicht an.

Soweit die Beklagte § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG für unanwendbar hält, weil sich 26 

die Erfolgsbeteiligung nur abstrakt errechne und an keiner Stelle auf die Gewinnaus­

schüttung, das Grundkapital oder auf die bestehenden Kapital- oder Gewinnverhältnis­

se der S AG abgehoben werde, ist dies unzutreffend. Bereits in ihrer ursprünglichen 

Formulierung nimmt die Vereinbarung Bezug auf die Dividende, die pro Aktie ausge­

schüttet wird. Auch der Wert der einzelnen Aktie, auf die die Dividendenhöhe sich in 

der Vereinbarung bezieht, ist in § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG ausdrücklich genannt. Nach 

der Umstellung von Nennbetrags- auf Stückaktien ist der „rechnerische Wert“ der ein­

zelnen Aktie ohnehin nur noch aus dem Verhältnis von Grundkapital zu Anzahl der 

ausgegebenen Aktien errechenbar. Insoweit hat die Beklagte selbst aus dieser Verän­

derung und der nachfolgenden Glättung ein Anpassungserfordernis in Bezug auf den 

wirtschaftlichen Inhalt der Vereinbarung abgeleitet (dazu im Einzelnen unten 2.).

bb) Entgegen der Ansicht der Beklagten ist § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG in der Ver- 27 

einbarung der Parteien nicht abbedungen worden.

Die Vorschrift ist grundsätzlich einseitig bindend; es kann nicht der Aktienge- 28 

Seilschaft überlassen bleiben, ob die Erhöhung des Grundkapitals sich auf die Verträge 

mit Dritten auswirkt oder nicht (allg. Meinung, vgl. nur Geßler/Bungeroth aaO § 216 

Rn. 45). § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG ist aber abdingbar; treffen die Parteien eine abwei­

chende Regelung, geht diese vor (Hüffer aaO §216 Rn. 11; Geßler/Bungeroth aaO 

§ 216 Rn. 44; Hirte aaO § 216 Rn. 62). Die Kapitalerhöhung aus Eigenmitteln bei 

gleichzeitiger Ausgabe von Gratisaktien an die Aktionäre führt letztlich zu einem „Um­

buchungsvorgang“, der nichts am Gewinn der Gesellschaft ändert, aber diesen Gewinn 

auf eine höhere Anzahl von Aktien verteilt. Für die Aktionäre, die durch die Hauptver­

sammlung allein über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entscheiden, ent-
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steht - vor allem im Hinblick auf § 212 AktG - kein Nachteil. Die Inhaber dividendenab­

hängiger Forderungen jedoch müssen eine proportionale Entwertung hinnehmen, 

wenn keine Anpassung erfolgt. Ohne Korrektur könnte die Gesellschaft über den Um­

fang ihrer dividendenabhängigen Verbindlichkeiten zu ihren Gunsten und zu Lasten der 

vertraglich an die Dividende gebundenen Dritten disponieren (Koppensteiner ZHR 

Bd. 139 S. 191, 194). Die gesetzliche Regelung in § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG soll dies 

ausschließen. Sie geht dabei von einer typisierten Interessen läge der Parteien bei Ab­

schluss einer solchen Vereinbarung aus, dem Vertrag einen bestimmten wirtschaftli­

chen Inhalt zu geben, der erhalten bleiben soll und deshalb bei (externer) Änderung 

eines Rechenfaktors zu korrigieren ist. Mit einer abweichenden Regelung in einem 

Arbe its vertrag, etwa dahingehend, dass eine Vertragsanpassung bei Erhöhung des 

Grundkapitals nach Maßgabe des § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG nicht erfolgen solle, ver­

zichtet der Arbeitnehmer auf Vergütungsbestandteile, die ihm bei Anwendung von 

§216 Abs. 3 Satz 1 AktG zugute kämen. Soll von dem gesetzlichen Leitbild abgewi­

chen und somit zu einer anders gewichteten Risikoverteilung zu Lasten des Arbeit­

nehmers ausgegangen werden, bedarf es in der Regel einer ausdrücklichen und un­

missverständlichen Vereinbarung, aus dem der entgegenstehende Wille der Parteien 

zweifelsfrei hervorgeht (Koppensteiner ZHR Bd. 139 S. 191, 196; Hirte aaO § 216 

Rn. 62; Zöllner ZGR 1986, 288, 305, sogar für den Fall der „effektiven Kapitalerhö­

hung“). Prinzipiell ist dies auch durch eine konkludente Vereinbarung möglich, wenn 

der Erklärungswille in der notwendigen Deutlichkeit gleichwertig daraus hervorgeht; 

normalerweise ist „wegen des überzeugenden Gerechtigkeitsgehalts der Vorschrift“ 

jedoch eine ausdrückliche Vertragsklausel erforderlich (Geßier/Bungeroth aaO § 216 

Rn. 46).

Eine solche abweichende Regelung haben die Parteien nicht getroffen. Eine 29 

ausdrückliche Vereinbarung findet sich weder im Arbeitsvertrag der Parteien noch in 

der in Bezug genommenen allgemeinen Regelung über Voraussetzungen und Höhe 

der Erfolgsbeteiligung. In der bloßen Benennung der rechnerischen Zusammensetzung 

der Erfolgsbeteiligung in Ziff. 3.2.3 der „Vertragsbestimmungen Mittlerer Führungs­

kreis“ liegt auch keine konkludente abweichende Vereinbarung. Die Formulierung der 

Rechengrößen ist vielmehr eine typische Tantiemenvereinbarung, die auf die zur Zeit 

des Vertragsschlusses bestehende Art der Aktien und ihren rechnerischen 

(Nenn-)Wert Bezug nimmt. Hieraus lässt sich ein übereinstimmender Ausschluss der 

Rechtswirkungen des § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG gerade nicht entnehmen.
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Im Übrigen zeigt auch die Vertragspraxis der Parteien, namentlich der Be- 30 

klagten und ihrer Rechtsvorgängerin selbst, dass sie in der Vergangenheit hinsichtlich 

der Berechnung des Dividendenfaktors von einem Anpassungserfordernis an aktien­

rechtliche Vorgänge ausgegangen ist und es sich bei der Berechnungsformel für die 

Dividende keineswegs um eine rein abstrakte Rechengröße handelt. Dies ergibt sich 

sowohl aus der - zwischen den Parteien nicht streitigen - Umrechnung anlässlich des 

Aktiensplits im Verhältnis 1 : 1 0  aus dem Jahre 1996 als auch aus der - von der Be­

klagten gegen den Willen des Klägers durchgeführten - „Abwertung“ des Dividenden­

faktors anlässlich der Erhöhung des Grundkapitals aus Eigenmitteln zur Glättung des 

rechnerischen Werts der neuen Stückaktien nach der Euro-Einführung. Dies entspricht

- aus Sicht der Beklagten konsequent - dem Rechtsgedanken aus § 216 Abs. 3 Satz 1 

AktG, wonach eine Erhöhung des Grundkapitals keinen Einfluss auf den wirtschaftli­

chen Inhalt der Vertragsbeziehungen zu Dritten haben soll und der Vertragsinhalt ent­

sprechend anzupassen ist (zu dieser von der Beklagten vorgenommenen konkreten 

Anpassung im Einzelnen unten 2.). Es überzeugt deshalb nicht, wenn die Beklagte sich 

zur Bestimmung der Rechengröße des Dividendenfaktors bei der hier streitigen An­

passung (Ausgabe der Gratisaktien und Erhöhung des Grundkapitals um 50 Prozent) 

auf eine konkludente vertragliche Abbedingung von § 216 Abs. 3 AktG beruft und die 

Rechengröße in diesem Fall, in dem es nicht um eine „Abwertung“, sondern um eine 

„Aufwertung“ des Dividendenfaktors geht, als reines Abstraktum bezeichnet, ohne dass 

ein Verhältnis etwa zur Höhe des Grundkapitals und damit, wenn das Aktienkapital

- wie hier - aus Stückaktien besteht, zum Wert der Aktie maßgeblich sei.

cc) Die Rechtsfolge von § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG ist die Aufrechterhaltung des 31

wirtschaftlichen Inhalts der Vereinbarung der Parteien. Das Landesarbeitsgericht ist 

dabei zu Recht davon ausgegangen, dass insoweit die dem Kläger zustehende Er­

folgsbeteiligung um 50 Prozent zu erhöhen ist.

Der wirtschaftliche Inhalt der Erfolgsbeteiligungsvereinbarung der Parteien ist 32 

durch Auslegung der seinerzeit gewählten wörtlichen Regelung zu ermitteln. Daraus 

ergibt sich, wie auch das Landesarbeitsgericht zutreffend festgestellt hat, dass der Klä­

ger wie ein Aktionär mit einem Aktienpaket, dessen Größe durch den jeweils individuell 

bestimmten „Grundbetrag“ festgesetzt wurde, an dem wirtschaftlichen Erfolg der 

Rechtsvorgängerin der Beklagten partizipieren sollte.

(1) Der Multiplikator „Dividende, ausgedrückt in DM je Aktie im Nennwert von DM 33

50,-“ (Dividendenfaktor) ist in der Bestimmung seiner Höhe den Parteien entzogen.
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Insofern sollten allein gesellschaftsrechtliche Vorgänge, insbesondere die Beschlüsse 

der Hauptversammlung der S AG, die Höhe dieses Faktors festsetzen. Der Begriff der 

Dividende ist aktienrechtlich definiert und betrifft nur das, was die Hauptversammlung 

als solche bezeichnet, nicht dagegen Gewinnausschüttungen anderer Art an die Aktio­

näre (BAG 12. Februar 2003 - 10 AZR 392/02 - AP BGB § 611 Tantieme Nr. 3). Die 

von der Hauptversammlung bestimmte Dividende wurde und wird jeweils als Geldbe­

trag pro Aktie bestimmt. Zur Zeit des In-Kraft-Tretens der „Vertragsbestimmungen 

Mittlerer Führungskreis“ gab es nur Aktien in der Form von Nennbetragsaktien (§ 8 

AktG in der Fassung vom 6. September 1965, gültig vom 1. Januar 1966 bis zum 

31. Juli 1994). Jeder Aktie war ein bestimmter Nennbetrag zuzuordnen, der sich nach 

§ 8 Abs. 1 AktG in der damaligen Fassung auf mindestens fünfzig Deutsche Mark be­

laufen musste. Die Aktien der S AG lauteten auf diesen Mindestbetrag.

Ist also im Dividendenfaktor der Erfolgsbeteiligungsvereinbarung der damalige 34 

Status quo (Aktie zum Nennbetrag von 50,00 DM) festgehalten, so war diese Formulie­

rung seinerzeit alternativlos. Eine Aktie mit einem anderen Nennwert hätte gar nicht in 

Bezug genommen werden können. Deshalb kommt dieser Bezugsgröße keine unmit­

telbare konstitutive Bedeutung zu. Es ist aber davon auszugehen, dass die Parteien 

damit zum Ausdruck bringen wollten, dass dieser Faktor dem Geldbetrag entsprechen 

sollte, den ein Aktionär mit einer einzelnen von ihm gehaltenen Aktie an Dividende er­

zielte.

Dass dies der wirtschaftliche Inhalt dieses Faktors sein sollte, ergibt sich zu- 35 

nächst auch aus den Anpassungen, die die Beklagte und ihre Rechtsvorgängerin 

selbst vorgenommen haben. Denn bei dem 1996 nach der - im Hinblick auf die deutlich 

verbesserte Marktgängigkeit bei Erhöhung der Aktienanzahl und Verringerung des 

Wertes lange geforderten - Änderung von § 8 Abs. 1 Satz 1 AktG (Fassung vom 

26. Juli 1994, gültig vom 1. August 1994 bis zum 31. März 1998) mit einer Herabset­

zung des Mindestnennbetrages auf fünf Deutsche Mark erfolgten Aktiensplit, in dem 

der Nennbetrag der Aktie auf den neuen Mindestwert, nämlich auf 5,00 DM herabge­

setzt wurde und ein Aktionär, der vorher eine Aktie besessen hatte, nunmehr über 

zehn Aktien verfügte, hat die Beklagte auch den Kläger hinsichtlich des Dividenden­

faktors so gestellt, als sei er Inhaber von nunmehr zehn Aktien. Der in DM ausge­

drückte Dividendenbetrag pro Aktie wurde entsprechend verzehnfacht.

(2) Der Kläger sollte aber nicht so gestellt werden, als partizipiere er mit einer 36 

einzigen Aktie in dem genannten Wert an dem wirtschaftlichen Erfolg der Rechtsvor-
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gängerin der Beklagten. Der Faktor des individuell vereinbarten „Grundbetrages“ legt in 

der Sache die (fiktive) Anzahl der dem Kläger zuzurechnenden Aktien fest.

Eine genaue Betrachtung des „Grundbetrages“ in der Rechenformel ergibt, 37 

dass es sich dabei nicht um einen Geldbetrag, sondern um einen rein rechnerischen 

Multiplikanden handelt, der die Größe des (fiktiven) Aktienpakets des einzelnen Arbeit­

nehmers festlegt. Zwar ist die jeweils individuell vereinbarte Zahl in den Berechnungen 

der Erfolgsbeteiligung - auch von Klägerseite - jeweils mit einer Währungseinheit ver­

bunden. Der Nennung dieser Währungseinheit (früher DM, jetzt Euro) kommt jedoch 

keine eigenständige Bedeutung zu.

Das ergibt sich bereits aus mathematischen Grundsätzen. Das Ergebnis der 38 

vorzunehmenden Multiplikation, die Erfolgsbeteiligung, besteht aus einem zu beziffern­

den Geldbetrag, der in einer Währungseinheit ausgedrückt wird (zB DM). Soll die Be­

zifferung dieses Geldbetrages aus zwei Faktoren errechnet werden, dann kann ma­

thematisch nur einer dieser beiden Faktoren seinerseits ein Geldbetrag sein, der mit 

dem anderen Faktor zu multiplizieren ist; „DM zum Quadrat“ gibt es nicht. Die Re­

chenformel der Erfolgsbeteiligung, zB bei einer Indivdualvereinbarung über einen 

„Grundbetrag“ von 1.800,00 DM, kann deshalb nur so gelesen werden, als laute sie:

1.800 x konkreter Dividendenbetrag in DM bzw. Euro. Dies ist auch - soweit erkenn­

bar - in der Vergangenheit stets so gehandhabt worden. Die Maßeinheit „DM“ im ersten 

Faktor ist im Ergebnis immer stillschweigend unter den Tisch gefallen und rechnerisch 

nicht berücksichtigt worden, was mathematisch auch nicht möglich gewesen wäre.

Auch bei allen Berechnungen, die die Parteien und die Vorinstanzen vorgenommen 

haben, ist zwar der „Grundbetrag“ (ebenso wie der Dividendenfaktor) mit einer Wäh­

rungseinheit verbunden; das Ergebnis wird jedoch von den Parteien wie den Vorin­

stanzen übereinstimmend so errechnet, als habe es diese Währungseinheit in Verbin­

dung mit dem „Grundbetrag“ nicht gegeben.

Ferner wird dies durch die anlässlich der Euro-Umstellung von der Beklagten 39 

vorgenommene Berechnung bestätigt. Denn sie hat einerseits zwar den „Grundbetrag“, 

der bis dahin in DM ausgedrückt war, nunmehr in Euro ausgedrückt und die davor ge­

nannte Betragszahl nahezu halbiert; gleichzeitig hat sie jedoch - wie sie in der mündli­

chen Verhandlung vor dem Senat noch einmal ausdrücklich und unwidersprochen vor­

getragen hat - eine entsprechende Multiplikation mit dem Faktor 1,95583 vorgenom­

men, um diese „Umrechnung“ von DM auf Euro im „Grundbetrag“ auszugleichen. Wird 

aber der Zahlenfaktor des „Grundbetrages“ zunächst durch eine Zahl geteilt und da-
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nach mit derselben Zahl wieder multipliziert, bleibt er gleich. Dies belegt, dass es sich 

um einen währungsunabhängigen Multiplikanden handelt, der auch nach Auffassung 

der Beklagten unabhängig von der Währungsumstellung in gleicher absoluter Höhe 

erhalten bleiben sollte, und widerlegt das an anderer Stelle angeführte Argument der 

Beklagten, bei dem individuellen Faktor handele es um einen „individuellen Grundbe­

trag“ und gerade nicht um eine fiktive Zuweisung einer bestimmten Anzahl von Aktien.

Bezeichnet der erste Faktor also keinen Geldbetrag, sondern ist er eine Art 40 

persönlicher Kennzahl, ein individueller Multiplikand, dann wird bei Anwendung dieser 

so verstandenen Rechenformel - wie auch in der Praxis der Parteien in der Vergan­

genheit - der Kläger exakt so gestellt, als erhalte er diejenige Dividende, die ein Aktio­

när mit einem Aktienpaket mit so viel Aktien, wie es der absoluten Zahl des individuel­

len „Grundbetrages“ entspricht, erhält. Dementsprechend erfolgte nach dem Akti­

ensplit 1996 die Verzehnfachung der auf die einfache Aktie entfallenden Dividenden­

zahlung. Unter Anwendung des von der Beklagten selbst herangezogenen Faktors 10 

wurde nunmehr der Kläger so gestellt, als habe er einen gegenüber vorher verzehn­

fachten Aktienbestand, bezogen auf die Aktie mit dem niedrigeren Nennbetrag.

(3) Dieser Sichtweise steht - entgegen der Auffassung der Beklagten - auch nicht 41 

das Urteil des Senats vom 12. Februar 2003 (- 10 AZR 392/02 - AP BGB §611 Tan­

tieme Nr. 3) entgegen.

In dieser Entscheidung hat der Senat zu den nahezu wortgleichen „Beschäfti- 42 

gungsbestimmungen Mittlerer Führungskreis“ der S AG vom 1. Oktober 1971 fest­

gehalten, dass unter dem Begriff „Dividende“ in dieser Regelung nur das zu verstehen 

ist, was die Hauptversammlung als solche bezeichnet und nicht etwa weitere Gewinn­

ausschüttungen, die an die Aktieninhaber erfolgen. Für das Entscheidungsverhalten 

der Hauptversammlung kann es verschiedene wirtschaftliche Gründe geben. Mit der 

Wahl des Begriffs „Dividende“ in den Bestimmungen haben die Parteien des Arbeits­

vertrages sich insoweit der Definitionsmacht der Hauptversammlung überlassen (BAG 

12. Februar 2003 - 10 AZR 392/02 - aaO).

§216 Abs. 3 Satz 1 AktG dagegen nimmt die Entscheidung der Hauptver- 43 

Sammlung zur Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln und damit eine 

spezifische gesellschaftsrechtliche Maßnahme als Ausgangspunkt, um hinsichtlich der 

daraus erwachsenden Folgen für die Beziehungen zu Dritten insoweit eine Korrektur 

vorzunehmen, als der wirtschaftliche Inhalt dieser vertraglichen Beziehungen dadurch 

nicht verändert wird. Es geht hier gerade nicht um eine unmittelbare Partizipation des
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Arbeitnehmers an Rechten und Ansprüchen, die die Hauptversammlung nur den Aktio­

nären zukommen lassen will, sondern um die - gesetzlich angeordnete - Aufrechter­

haltung des bisherigen wirtschaftlichen Inhalts einer vertraglichen Vereinbarung, die 

durch die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln ansonsten ausgehöhlt 

werden würde.

Schließlich entspricht diese Anpassung auch dem Sinn und Zweck der Er- 44 

folgsbeteiligung, jedenfalls soweit sie sich in einer Dividendenzahlung ausdrückt. Der 

Beschluss der Hauptversammlung über die Höhe der Dividende beinhaltet, dass ein 

gewisser Teil des wirtschaftlichen Ertrages in Form einer Dividendenausschüttung an 

die Aktionäre erfolgt. An diesem so definierten Erfolg sollen die Arbeitnehmer, mit de­

nen eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen worden ist, beteiligt werden. Die 

Summe, die von der Hauptversammlung für die Dividendenausschüttung vorgesehen 

ist, ändert sich durch die Ausgabe von Gratisaktien im Zusammenhang mit der Erhö­

hung des Grundkapitals nicht, wohl aber die numerische Höhe des Dividendenbetrages 

pro Aktie. Insofern ist durch die dann nach § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG vorzunehmende 

entsprechende Korrektur die Bestimmung der (Gesamt-)Dividendensumme durch die 

Hauptversammlung nicht betroffen, sondern gerade in der Umsetzung des wirtschaftli­

chen Ziels der Vereinbarung gewahrt.

(4) Die somit vorzunehmende rechnerische Anpassung des Dividendenfaktors 45 

erfolgt durch die Erhöhung der dem Kläger ansonsten zustehenden Erfolgsbeteiligung 

um 50 Prozent.

Ist der wirtschaftliche Inhalt der Vereinbarung der Parteien dahingehend zu 46 

bestimmen, dass der Kläger denjenigen Betrag erhalten soll, den ein Aktionär mit ei­

nem Aktienpaket einer bestimmten Größe an Dividendenausschüttung erhält, dann 

muss sich die erfolgte Erhöhung des Grundkapitals und die Ausgabe von Gratisaktien 

(zu diesem Begriff: vgl. Than WM 1991 Sonderbeilage S. 54, 55) auf die Erfolgsbeteili­

gung auswirken. Denn diese wird - wie dargelegt - in einer für die Aktionäre wirtschaft­

lich neutralen Art und Weise dahingehend vorgenommen, dass sich die Anzahl der 

Aktien erhöht und in gleichem Maße die Höhe der Dividende verringert. Die Verringe­

rung der absoluten Höhe des Betrages, der - nunmehr in Euro ausgedrückt - auf eine 

Aktie entfällt, ist durch die Multiplikation mit dem Faktor auszugleichen, der der Erhö­

hung des Grundkapitals bzw. der Anzahl der Aktien entspricht, also mit 1,5 (so auch 

mit weiteren Beispielen Zöllner ZGR 1986, 288, 290; Boesebeck DB 1960, 139; Geß-
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ler/Bungeroth aaO §216 Rn. 56; Than WM 1991 Sonderbeilage S. 54, 59 f.; Köhler AG 

1984, 197, 198; Lutter aaO § 216 Rn. 21).

Die Anpassung vollzieht sich wegen der unmittelbar rechtsgestaltenden Wir- 47 

kung des §216 Abs. 3 AktG mit Wirksamwerden der Kapitalerhöhung (§211 Abs. 1 

AktG) ohne weiteres von Rechts wegen; einer Vertragsänderung unter Anwendung der 

Vorschrift oder eines sonstigen rechtsgestaltenden Aktes bedarf es nicht (Hirte aaO 

§ 216 Rn. 60; Lutter aaO § 216 Rn. 20; Zöllner ZGR 1986, 288, 290).

2. Die Revision der Beklagten ist auch unbegründet, soweit sie sich dagegen 48 

wendet, dass das Landesarbeitsgericht in seiner Berechnung die Erhöhung des 

Grundkapitals aus Eigenmitteln ohne Ausgabe neuer Aktien anlässlich der Glättung 

des Eurobetrages durch die S AG außer Acht gelassen hat. Denn für die von der Be­

klagten insoweit vorgenommene Anpassung fehlt es an einer Rechtsgrundlage; insbe­

sondere ergibt sich eine solche „Abwertung“ nicht aus § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG.

Wie oben dargelegt, ist der wirtschaftliche Inhalt der Erfolgsbeteiligungsver- 49 

einbarung, den Kläger in der Weise am Erfolg der Rechtsvorgängerin der Beklagten zu 

beteiligen, dass ihm die von der Hauptversammlung beschlossene Dividende für so 

viele Aktien gezahlt wird, wie es der absoluten Zahl seines individuellen „Grundbetra­

ges“ entspricht. Der in der Vereinbarung angegebene Wert der Aktie entsprach der 

seinerzeitigen Situation; eine andere Wertangabe wäre - bezieht man es auf den Divi­

dendenfaktor - nicht möglich gewesen. Der Dividendenfaktor stellt die für alle von der 

Regelung betroffenen Arbeitnehmer gleiche Einheit dar. Der jeweils individuell auszu­

kehrende Betrag richtet sich nach dem jeweils dem einzelnen Arbeitnehmer zugemes­

senen persönlichen Faktor, der in dem Zahlenwert des „Grundbetrages“ seinen rech­

nerischen Ausdruck findet.

Die Anpassung des wirtschaftlichen Inhalts dieser Vereinbarung nach Maßga- 50 

be von § 216 Abs. 3 Satz 1 AktG hat immer dann zu erfolgen, wenn einer der Berech­

nungsfaktoren sich ändert und dies auf das Ergebnis der Erfolgsbeteiligung Einfluss 

hat. Lediglich die Bestimmung der Dividende als solcher sollte der Hauptversammlung 

überlassen bleiben, ohne dass insoweit eine Korrektur vorzunehmen wäre.

Eine solche sich auf das Ergebnis auswirkende Änderung kommt der Erhö- 51 

hung des Grundkapitals ohne Ausgabe neuer Aktien anlässlich der Glättung des unge­

raden Eurobetrages der einzelnen Aktie nicht zu. Diese Erhöhung bewirkte einen An­

stieg des Wertes der einzelnen Stückaktie von bisher 2,55646 Euro auf 3,00 Euro. Der
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Arbeitnehmer verfügt aber nicht über ein reales Aktienpaket, dessen Wert von der 

Glättung betroffen werden würde; er wird nur hinsichtlich der Dividendenausschüttung 

so behandelt, als habe er ein (fiktives) Aktienpaket einer bestimmten Größe. Änderun­

gen der Dividende selbst wurden durch die Erhöhung des Grundkapitals nicht bewirkt.

Mangels anderer Anhaltspunkte ist davon auszugehen, dass sich die für die Dividen­

denausschüttung bestimmte Gesamtsumme dadurch nicht verändert hat. Da auch die 

Anzahl der Aktien nicht verändert wurde, bleibt die Dividende pro Aktie und damit der 

Dividendenfaktor der Erfolgsbeteiligungsvereinbarung konstant; eine Anpassung ist 

nicht geboten.

Das Argument der Beklagten, dieser Faktor hätte gerade verringert werden 52 

sollen, widerspricht dem Sinn der Vereinbarung. Dies macht ein Vergleich mit einer 

analogen Situation bei Nennbetragsaktien deutlich. Die Erhöhung des Grundkapitals 

aus Gesellschaftsmitteln kann nur bei Stückaktien ohne Ausgabe neuer Aktien erfol­

gen. Bei Nennbetragsaktien muss eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

grundsätzlich durch die Ausgabe neuer Aktien durchgeführt werden (Hüffer aaO § 207 

Rn. 11). Wäre die erfolgte Grundkapitalerhöhung um fast 20 Prozent durch die Ausga­

be von 20 Prozent neuer Nennbetragsaktien erfolgt, wäre die pro Aktie dann anfallende 

Dividende um den gleichen Prozentsatz niedriger ausgefallen, weil die konstante Divi­

dendensumme sich nunmehr auf mehr Aktien verteilt hätte. Dies hätte aber gern. § 216 

Abs. 3 Satz 1 AktG eine entsprechende Anpassung zur Folge haben müssen. Da die 

Ausgabe der neuen Nennbetragsaktien ausschließlich an die bisherigen Aktionäre er­

folgen darf (§ 212 AktG), entspricht diese Konstellation der oben behandelten Ausgabe 

von Gratisaktien. Zu der Notwendigkeit der Anpassung bei dieser Konstellation kann 

deshalb auf die dortigen Ausführungen verwiesen werden.

Die Werterhöhung der Stückaktie bleibt damit im Ergebnis genau so ohne 53 

Einfluss auf den Dividendenfaktor wie die nominelle Erhöhung der Anzahl von Nenn­

betragsaktien, weil die dadurch bewirkte Verringerung des Dividendenfaktors durch 

eine entsprechende Ausgleichsberechnung zu neutralisieren wäre.

Dem steht die ausdrückliche Erwähnung des Nennbetrages von 50,00 DM in 54 

den „Vertragsbestimmungen Mittlerer Führungskreis“ bei der S AG nicht entgegen.

Dieser Wert hat keine statische Bedeutung in der Hinsicht, dass er sich als Bezugs­

größe nicht ändert; davon ist selbst die Beklagte ausgegangen. Er ist vielmehr als 

„Ausgangspunkt“ anzusehen, dessen Wert bei Änderung der Faktoren durch eine An­

passung aufrechterhalten bleiben soll. Eine solche Änderung ist auch in der Ausgabe
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neuer Nennbetragsaktien zu sehen, weil diese den Wert der Dividende „verwässert“. 

Das Landesarbeitsgericht hat diese „Anpassung“ in der Berechnungsweise der Be­

klagten daher im Ergebnis zu Recht außer Acht gelassen.

III. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Freitag Brühler Creutzfeldt

Staedtler N. Schuster
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